Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 975 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Entwurf eines Gesetzes 

zur Ergänzung der Strafprozeßordnung und des Gerichtsverfassungsgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Die Strafprozeßordnung wird wie folgt er- 
gänzt: 

1. § 94 wird durch den folgenden Absatz 3 
ergänzt: 

„(3) Ist der Gegenstand, der der Einzie- 
hung unterliegt, eine periodische Druck- 
schrift, so ist die Beschlagnahme nur zu- 
lässig, wenn sic ein angemessenes Mittel 
des Rechtsschutzes darstellt, insbesondere 
weil die Äußerung, die den Verdacht einer 
strafbaren Handlung begründet, einen we- 
sentlichen Inhalt der Druckschrift bildet 
und nicht lediglich bestimmt sein kann, 
öffentliche Interessen wahrzunehmen.“ 

2. Dem § 98 Abs. 1 wird der folgende zweite 
Satz angefügt: 

„Die Beschlagnahme einer im Geltungsbe- 
reich dieses Gesetzes erscheinenden periodi- 
schen Druckschrift kann, unbeschadet des 
§ 165, nur von dem für den Verlagsort zu- 
ständigen Landgericht angeordnet werden. “ 

3. Dem § 165 wird der folgende zweite Satz 
angefügt: 

„Er kann Gegenstände beschlagnahmen, 
die sich im Bereiche seiner örtlichen Zu- 
ständigkeit befinden.“ 

Artikel 2 

In das Gerichtsverfassungsgesetz wird die 
folgende Vorschrift eingefügt: 

4 77 a 

Die für eine Beschlagnahme nach § 98 
Abs. 1 Satz 2 der Strafprozeßordnung 


zuständige Strafkammer ist mit dem Vor- 
sitzenden und zwei Presserichtern besetzt. 

Die Presserichter werden auf gutacht- 
lichen Vorschlag der Verleger- und Jour- 
nalistenverbände für die Dauer von drei 
Jahren ernannt; eine wiederholte Ernen- 
nung ist nicht ausgeschlossen. 

Zum Presseriditer kann jeder Deutsche 
ernannt werden, der das 30. Lebensjahr 
vollendet hat, mit dem Pressewesen ver- 
traut ist und im Bezirk des Landgerichts, 
an dem er tätig werden soll, seinen Wohn- 
sitz hat. 

Das Amt des Pressericntex s ist cm 
Ehrenamt. Der Presseriditer ist vor seinem 
Amtsantritt auf die Erfüllung der Ob- 
liegenheiten des ihm übertragenen Amtes 
eidlich zu verpflichten. 

Ein Presserichter ist seines Amtes zu 
entheben, wenn ihm eine der für seine 
Ernennung erforderlichen Eigenschaften 
fehlt. Es entscheidet das Oberlandesge- 
richt (Strafsenat) nadi Anhörung des Be- 
teiligten. 

Im übrigen gelten die für Handelsrich- 
ter bestehenden Vorschriften entspre- 
chend.“ 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 

4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. 

1 A r t i k e 1 4 

Dieses Gesetz tritt am . in 

Kraft. 

Bonn, den 12. November 1954 

Ollenhauer und Fraktion 
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